
1.

Die Katastrophe in Fukushima markiert eine Zäsur in der 
energiepolitischen Debatte hierzulande: Der Atomaus-
stieg wird dieses Jahrzehnt kommen, das kann kaum 
noch ernsthaft bezweifelt werden. Das ist vor allem Re-
sultat der Arbeit der Anti-Atom-Bewegung, und ihr bisher 
größter Sieg.

2.

In einer Situation, in der sogar die CSU für den baldigen 
Atomausstieg zu sein scheint, reicht es bei weitem nicht 
aus, die sofortige Stilllegung aller Atomanlagen zu for-
dern. Wenn ‚von oben’ der ganze Energiesektor ins Visier 
genommen wird, müssen die sozialen Bewegungen das 
ebenso tun. Die Energiepolitik mag in Bewegung sein, 
aber wo ist die Bewegungen in der Energiepolitik?

3.

Wer vom Atomausstieg redet, darf zu den fossilen Energien 
nicht schweigen. Wir leben in einem primär fossilistischen, 
nicht einem nuklearen System (globaler Energiemix: ca. 
80% fossile, 6% Atomenergie). Jedes Jahr sterben ungleich 
mehr Menschen an den Folgen des Klimawandels und 
mithin der Nutzung fossiler Brennstoffe, als an denen der 
Atomenergie. Die Diskussion um den Atomausstieg birgt 
die Gefahr, dass Kohle und Gas vorschnell als günstige, 
stabile und sichere Alternative verhandelt werden. Daher 
muss die Forderung sein, raus aus dem fossil-nuklearen 
Wahn, 100% erneuerbare Energien schnellstmöglich!

4.

Diese Energiewende muss auch eine Wende weg von Kon-
zernmacht und Zentralisierung im Energiesektor, hin zu 

einer weitgehend dezentralisierten und lokalisierten Ener-
gieversorgung sein. Deswegen: ja zur Dezentralisierung, 
nein zu Großprojekten wie Desertec und gigantischen 
Offshore-Windparks, die vor allem massive staatliche 
Subventionsprogramme für den Versuch der ‚großen Vier’ 
Stromkonzerne wären, den erneuerbaren Sektor unter ihre 
Kontrolle zu bringen.

5.

Um den bisher äußerst effektiven Widerstand der großen 
Vier – RWE, E.On, Vattenfall und EnBW – gegen die Ener-
giewende zu brechen, müssen diese direkt angegriffen wer-
den, was angesichts ihrer Unpopularität durchaus machbar 
sein sollte: Stromkonzerne zerschlagen, Energieversor-
gung vergesellschaften!

6.

Die Keimzelle eines demokratisch organisierten Ener-
giesektors werden die Stadtwerke und basisdemokra-
tisch organisierte Energiegenossenschaften und -ko-
operativen sein. Diese sind in der Lage, den gesamten 
Energiesektor zu organisieren, und sie können, im Gegen-
satz zu Konzernen, basisdemokratisch organisiert werden 
– aber das wird nur geschehen, wenn wir es auch wirklich 
tun!

7.

„Die Energiewende wird teuer!“ tönen die Energiekonzer-
ne. Klar, zum Nulltarif ist der grundlegende Umbau des 
gesamten Energiesystems nicht zu haben. Wahr ist aber 
auch: Die Energiekosten steigen bereits seit Jahren – trotz 
des angeblich billigen Atom- und Kohlestroms. Die He-
rausforderung ist darum eine dreifache: die Energiever-
sorgung muss ökologisch sinnvoll, demokratisch orga-

nisiert und sozial gerecht sein. Das bedeutet einerseits 
massive (staatliche) Investitionen, und andererseits ein 
Ende der monopolistischen Preistreiberei der großen Vier.

8.

Die ökologische Frage ist eng verbunden mit der sozialen 
Frage. Steigende Energiepreise dürfen nicht zu ‚Energie-
armut’ bei denjenigen führen, die ohnehin am wenigsten 
verbrauchen. Nur so ist auch die gesellschaftliche Akzep-
tanz für die erneuerbare Wende gesichert. Eine menschen-
gerechte soziale Grundsicherung statt Armut per Hartz-IV 
ist daher eine zentrale Voraussetzung zur Lösung der öko-
logischen Frage.

9.

Die gesellschaftliche Basis dieser radikalen Wende muss 
eine breite Energiebewegung sein, bestehend aus der 
Anti-Atom-Bewegung, Anti-Kohle- und Anti-CCS-Ini-
tiativen, Klima-, Umwelt- und Globalisierungsbewegten, 
NGOs, progressiven Gewerkschaftsflügeln und Stadtwer-
ken, und vielen mehr.

10.

Die einigende Klammer einer solchen Bewegung ist der 
Kampf für Energiedemokratie. Demokratie heißt, die 
Entscheidungen, die unser aller Leben prägen, gemeinsam 
und ohne Profitzwang treffen zu können. Dies, so glauben 
wir, können wir im Energiesektor heute schon verwirkli-
chen. Der Ruf nach Energiedemokratie berührt den von 
vielen Menschen gefühlten Verlust von demokratischen 
Entscheidungskompetenzen nach 30 Jahren Neoliberalis-
mus – er ist es, der den Kampf für die Energiewende gesell-
schaftlich mehrheitsfähig macht.
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11.

Wenn wir unseren Kampf als einen für Energiedemo-
kratie sehen, dann stellen sich auch die oft abfällig zi-
tierten Initiativen gegen neue Stromtrassen, Windräder 
oder Pumpspeicher anders dar: Als Menschen, die füh-
len, dass ihnen die Kontrolle über ihr Leben abhanden 
kommt. Auf der Basis dieses gemeinsamen Affekts können 
wir mit ihnen anfangen zu reden, und die Erfahrung zeigt: 
mehr Partizipation führt zu mehr Akzeptanz. Tun wir 
das nicht, werden sie mit Sicherheit gegen uns ausgespielt 
werden und uns signifikant schwächen, weil sonst die Be-
wegung gespalten werden kann, und uns die Legitimität 
abgesprochen wird.

12.

Unsere Energiewende kann keine sein, die sich damit 
zufrieden gibt, den wahnsinnigen Wachstumszwang 
der Weltwirtschaft einfach nur mit anderen Energien zu 
füttern. Wenn wir die Klimakrise abwenden, und den 
Energiesektor ökologisch umbauen wollen, muss der ge-
sellschaftliche Energieverbrauch drastisch sinken. Keine 
soziale und ökologische Energiewende ohne Wachstum-
skritik.

13.

Zusammenfassend: der Kampf für Energiedemokratie 
muss auf einer breiten Energiebewegung beruhen, de-
ren Ziele die Sozialisierung, Ökologisierung, Dezent-
ralisierung und Demokratisierung des Energiesektors 
sind. Dass es zwischen diesen in konkreten Fällen zu Ziel-
konflikten kommen kann, ist uns klar – wir sind uns aber 
sicher, dass wir auf keines der Ziele verzichten können. 
Nicht moralisch, und schon gar nicht strategisch.
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In ‚eigener Sache’:
In unserem Kampf gegen den fossil-nuklearen 
Wahn sind die nächsten Monate von größter Be-
deutung: auf der Agenda der Regierenden steht 
derzeit die Entscheidung über die Technologie 
der unterirdischen CO2-Verpressung (CCS), und 
damit die Frage nach dem Bau einer neuen Gene-
ration von Kohlekraftwerken. Ihre Hoffnung ist, 
dass sie Kohlekraftwerke dann noch Jahrzehnte 
betreiben können, wenn sie eine „saubere“ Nut-
zung vorgaukeln. Dieses Jahr können wir dies ver-
hindern, nächstes Jahr mag es zu spät sein. Des-
wegen:

Kommt zum Klima- und Energiecamp in der Lau-
sitz im August 2011. CO2-Endlager verhindern, 
Klimagerechtigkeit und Energiesouveränität er-
kämpfen!
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